
750 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP , 

24. 5.1973 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXXX 
1973, mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 
1948 geändert wird (21. Vertragsbedienste

tengesetz-Novelle) 
Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Vertrags bediensteten gesetz 1948, BGBl. 
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 215/1972, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 3 lit. k wird der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt. Dem § 1 Abs. 3 wird 
angefügt: 

. ,,1. auf Personen, die nicht österreichische Staats-
bürger sind und die bei einer im Ausland
gelegenen Dienststelle des Bundes verwendet 
werden." 

2. Der Abs. 2 des § 3 erhält folgende Fassung: 
,,(2) Wenn geeignete Bewerber, die das betref

fende Erfordernis erfüllen, nicht zur Verfügung 
stehen, kann 

1. von der Voraussetzung des Abs. 1 Z. 1 vom 
zuständigen Bundesministerium im Einver
nehmen mit dem Bundeskanzleramt, 

2:von der Voraussetzung des Abs. 1 Z. 2 vom 
zuständigen Bundesministerium; 

'3. von den übrigen Voraussetzungen des Abs. 1 
von der Bundesregierung 

in begründeten Ausnahmefällen abgesehen wer
den. Bei der Aufnahme von Personen, die die 
Voraussetzung des Abs. 1 Z. 1 nicht erbringen, 
in die Entlohnungsgruppe e des Entlohnungs
schemas I und in die Entlohnungsgruppen p 5 
und p 6 des Entlohnungsschemas 11 ist die Her
stellung des Einvernehmens mit dem Bundes
kanzleramt nicht erforderlich; bei einer über
stellung. dieser Personen in eine in diesem Ab
satz nicht angeführte Entlohnungsgruppe ist je
doch Z. 1 anzuwenden." 

. 3. Der Abs. 1 des § 8 a er~ält folgende Fas
sung: 

;,(1) Dem Vertragsbediensteten gebühren das 
Monatsentgelt und allfällige Zulagen (Dienstzu
lagen, Verwaltungsdienstzulage, Erzieherzulage, 
Ergänzungszulagen, Pflegedienstzulage, Pflege
dienst-Chargenzulage, Heeresdienstzulage, Haus-

haltszulage, Teuerungszulagen). Soweit in diesem 
Bundesgesetz Ansprüche nach dem Monatsentgelt 
zu bemessen sind, sind Dienstzulagen, die Ver
waltungsdienstzulage, die Pflegedienstzulage, die 
Pflegedienst-Chargenzulage, die Heeresdienst
zulage und Ergänzung'szulagen dem Monatsent
gelt zuzuzählen." 

4. Der Abs. 2 des § 9 wird aufgehoben: Im bis
herigen Abs. 1 entfällt die Absatzbezeichnung; < 

5. Die überschrift zum§ 22 erhält folgende 
Fassung: 

"Nebengebühren und Zulagen" 

6. Dem § 22 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
,,(4) Für den AnspruCh auf Pflegedienstzulage 

und Pflegedienst-Chargenzulage gelten die ein
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen für die 
Bundesbeamten sinngemäß mit der Maßgabe, daß 
Vertragsbediensteten des Krankenpflegefachdien
stes und Hebammen bis zur Entlohnungsstufe 10 
die niedrigere und ab der Entlohnungsstl,1fe 11 
die höhere Pflegedienstzulage gebührt." 

7. Der Abs. 4 des § 26 erhält folgende F;l.ssung: 
,,(4) Zeiträume, in die die nachstehend ange

führten Zeiten fallen, sind von einer Voran
set'Zung nach Abs. 1 ausgeschlossen: 

1. die Zeit, die gemäß Abs. 2 Z. 1 zu berück
sichtigen wäre, wenn der Vertragsbedienstete 
auf Grund einer solchen Beschäftigung einen 
Ruhegenuß bezieht,es sei denn, daß der 
Ruhegenuß nach den hiefür geltenden Be
stimmungen wegen des bestehenden vertrag
lichen Dienstverhältnisses zum Bund zur 
Gänze ruht oder infolge der Berücksichti
gung der Dienstzeit ,für die Ermittlung des 
Vorrückungsstichtages ruhen würde; 

2. die Dienstzeit in einem öffentlichen Dienst
verhältnis, soweit sie nach den Vorschriften, 
die für dieses Dienstverhältnis gegolten ha
ben, für die Vorrückung in höhere Bezüge 
nicht wirksam gewesen ist; diese Bestimmung 
ist auf Karenzurlaube nach § 15 des Mutter
schutzgesetzes,BGBl. Nr. 76/1957, inder 
geltenden Fassung, nicht und auf sonstige 
Kare~zurlaube mit der Maßgabe anzuwen
den, daß diese Zeiten zur Hälfte für die Er
mittlung des Vorrückungsstichtages unter 
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sinngemäßer Anwendung des Abs. 6 zu be
rücksichtigen sind, soweit für diese Zeiten 
keine anderen Ausschlußgründe nach diesem 
Absatz vorliegen; , 

3. die Zeit, die im Zustand der Amterunfähig
. keit zurückgelegt worden ist." 

8. Der bisherige § 27 e erhält die Absatz
bezeichnung ,,(1)". Ihm wird folgender Abs. 2 
angefügt: 

,,(2) Ein Karenzurlaub gemäß Abs. 1 erster 
und zweiter Satz ist dem Vertragsbediensteten 
auf Antrag zur Hälfte für die Vorrückung an
zurechnen; die Anrechnung wird mit dem auf 
die AntragsteIlung folgenden Monatsersten wirk
sam." 

9. Der Abs. 2 des § 37erh~lt folgende Fassung: 

,,(2) Auf Vertragslehrer finden, soweit in die
sem Abschnitt nicht anderes bestimmt ist, die 
Bestimmungen des Abschnittes 1- ausgenom
men § 1 Abs. 3 lit. e - Anwendung.'.' 

10. Der Abs. 2 des § 39 erhält folgende Fas
sung: 

,,(2) Vertragslehrer, die nur zur Vertretung 
oder sonst für eine vorübergehende Verwendung 
aufgenommen werden (§ 38' Abs. 3), sind in das 
Entlohnungsschemall L einzureihen. Ebenso sind 
VertrOl,gslehrer an Volks-, Haupt- und Sonder
schulen, an Polytedmischen Lehrgängen, an Be
rufsschulen und an der Höheren techriischen Bun
deslehranstalt und Bundes~Handelsschule Wien V, 
die niCht für 'eine dauernde Beschäftigung mit 
mehr als zehn Wochenstunden aufgenommen 
werden, in das Entlohnungsschemall L einzu~ 
reihen." 

11. Die Überschrift zum § 41 erhält folgende 
Fassung: 

"Monatsentgelt, Dienstzulagen und Erzieher
zulage des Entlohnungsschemas I L" 

12. Die Abs. 2 und 3 des § 41 erhalten folgende 
Fassung: 

,,(2) Den Vertragslehrern des ~ntlohnungs
schemas I L gebühren Dienstzulagen und die Er
zieherzulage im Ausmaß der um 5 v. H. erhöhten 
Dienstzulagen bzw. Erzieherzulage, auf. die die 
vergleichbaren Lehrer, die im öffentlich-recht
lichen Dienstverhältnis stehen, nach den §.§ 57 
bis 60 ades Gehaltsgesetzes1956, BGBl. Nr. 54, 

-Anspruch haben. . 
(3) Vertragslehrer ,des Entlohnungsschemas I L, 

.die .an Iand- und forstwirtschaftlichen Lehranstal
ten zwar für eine dauernde Beschäftigung aufge
nommen .werden, aber nur während eines Teiles 
des Schuljahres zur Unterrichtserteilungheran
gezogen werden oder deren Beschäftigungsaust;naß 
sich während des Schuljahres ändert, gebührt 
während der Zeit der Unterrichtserteilung das 

Monatsentgelt nach dem tatsächlichen Beschäf
tigungsausniaß. In den Monaten Juli und August 
gebührt ein Monatsentgelt in der Höhe von je 
einem Zehntel der Summe der während. der 
Unterrichtserteilung im betreffenden Schuljahr 
bezogenen Monatsentgelte und der Haushalts
zulage." 

13. Die Überschrift zum § 44 a erhält folgende 
Fassung: 

"Dienstzulagen und Erzieherzulage der Vertrags
lehrer des Entlohnungsschemas II L" 

14. Die Abs. 5 und 6 des § 44 a erhalten fol-
gende Fassung: . 

,,(5) Den Vertragslehrern, die neben ihrer Lehr
tätigkeit an Bundeserziehungsanstalten, Bundes
konvikten, Blindeninstituten, Taubstummen
insdtuten oder an gleichartigen Anstalten als Er
zieher verwendet werden, gebührt für die Dauer 
dieser Verwendung eine Erzieherzulage. Die Er
zieherzulage beträgt jährIich 

inder Entlohnungsgruppe 11 ...... S 14.593, 
in den Entlohnungsgruppen 12 .... , S 11.627, 
in der Entlohnungsgruppe 13 ...... S 7.772. 
(6) Die Erzieherzulage gebührt im vollen Aus-

maß, wenn der Vertragslehrer in einem Umfang 
als Erzieher beschäftigt wird, der zumindest einer 
Beschäftigung mit zwei Drittel der Lehrverpflich~ 
tung eines Lehrers gleichkommt (§ 38 Abs. 1). 
Die Erzieherzulage gebührt im halben Ausmaß, 
wenn der Beschäftigungsumfang unter dieser 
Grenze liegt; sie gebührt jedoch nicht, wenn der 
Beschäftigungsumfang weniger als einem Drittel 
der Lehrverpflichtung eines Lehrers gleichkommt. 
Für die Feststellung des Bes'chäftigungsausmaßes 
ist § 60 a Abs. 2 zweiter Satz des Gehaltsgesetzes 
1956 sinngemäß anzuwenden." 

15. Im § 49 Abs. 1 wird die Zitierung ,,§ 35 -
Abs. 2 lit. a" durch die Zitierung ,,§ 35 Abs. 2 
Z. 1" ersetzt. 

. 16. Dem § 52 a wird angefügt: 
"Auf die im ersten Satz angeführten Vertrags
bediensteten sind die für vergleichbare Bundes
beamte (§ 85 d des Gehaltsgesetzes 1956) gelten
den Bestimmungen über die Pflegedienstzulage 
und die Pflegedienst-Chargenzulage sinngemäß 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß Vertrags
bediensteten, deren Ausbildung und Tätigkeit der 
Ausbildung für den Krankenpflegefachdienst und 
der Tätigkeit in diesem Dienst entspricht, bis zur 
Entlohnungsstufe 10 die niedrigere und ab der 
Entlohnungsstufe 11 die höhere Pflegedienst
zulage gebührt." 

Artikel 11 

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948 ist in der 
jeweils geltenden Fassung auf Dienstverträge, die. 
nach diesem .Gesetz vor dem Inkrafttretel;l des 
Art. I Z. 1 mit den im § 1 Abs. 3 lit. 1· des Ver-
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tragsbedienstetengesetzes 1948 in der Fassung des 
Art. I angeführten Personen abgeschlossen wur
den,so lange weiteranzuwenden, als keine Unter
stellung unter eine andere Rechtsvorschrift ver
einbart wird. 

Artikel III 

(1) Vertrags bedienstete, mit denen kein Son
dervertrag gemäß § 36 des Vertragsbediensteten
gesetzes 1948 abgeschlbssen wurde und die einen 
nach § 26 Abs. 4 Z. 2 des Vertrags bediensteten
gesetzes 1948 in der Fassung des Art. I zur Hälfte 
zu berücksichtigenden Karenzurlaub aufweisen, 
können beantragen, daß ihr Vorrückungsstichtag 
neu festgesetzt wird. Der Vorrückungsstichtag ist 
für diese Vertragsbediensteten neu festzusetzen, 
wenn er günstiger ist als ihr bisheriger Vor
. rückungsstichtag. 

(2) Die bezugsrechtliche Stellung· der Vertrags
bediensteten, deren Vorrückungsstichtag nach 
Abs. 1 festgesetzt wird, ist um den Zeitraum zu 
verbessern, um den der gemäß § 19. Abs. 6 des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 auf den nächst
liegenden V orrückungstermin gerundete verbes
serte Vorrückungsstichtag vor ·dem gemäß § 19 
Abs. 6 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 auf 
den nächstliegenden Vorrückungstermin gerunde
ten bisherigen Vorrückungsstichtag liegt. 

(3) Die Maßnahmen nach Abs. 1 und 2 werden 
mit dem auf die AntragsteIlung folgenden Mo
natsersten wirksam. 

Artikel IV 

Die im Vertragsbedienstetengesetz 1948 in der 
Fassung des Art. I angeführten EntIohnungs
ansätze gebühren ab 

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91'96 v.H. 
1. Juli 1973 im Ausmaß von 94'64 v. H. 
1. Juli 1974 im Ausmaß von 97'32 v. H. 
1. Juli 1975 im Ausmaß von 100'00 v. H. 

Artikel V 

(1) Es treten in Kraft: 
1. Art. I Z. 5, 6 und 16 mit 1. Jänner 1972, 
2. Art. I Z. 15 mit 1. Juli 1972, 
3. Art. I Z. 3 und 11 bis 14 und Art. IV mit 

1. Dezember 1972 . 

(2) Die Pflegedienstzulage, die Pflegedienst
Chargenzulage und die Heeresdienstzulage gelten 
mit Wirkung vom 1. Jänner 1972 als Zulage im 
Sinne des § 8 a Abs. 1 des Vertragsbediensteten
gesetzes 1948; soweit im Vertragsbediensteten
gesetz 1948 Ansprüche nach dem Monatsentgelt 
zu bemessen sind, sind diese Zulagen dem Mo
natsentgelt zuzuzählen. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird, 
die Bundesrt,gierung, in Angelegenheiten jedoch, 
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesmini
sters betreffen, dieser Bundesminister betraut. 

Erläuterungen 

Der Entwurf einer 21. Vertragsbediensteten
gesetz-Novelle enthält - dem Entwurf einer 
26. Gehaltsgesetz-Novelle entsprechend - Neu
regelungen der Zulagen bei Vertragsbediensteten 
im Sinne des Krankenpflegegesetzes und des Heb
ammengesetzes und der Anrechnung von Ka
renzurlaubszeiten. Außerdem werden die Perso
nen, die bei einer im Ausland gelegenen Dienst
stelle des Bundes verwendet werden (sur place
Kräfte), die nicht österreichischeStaatsbürger 
sind, vom Anwendungsbereich des Vertrags
bedienstetengesetzes ausgenommen und einige 
weitere Neuregelungen getroffen, die im folgen
den näher ausgeführt werden. 

Zu den einzelnen Bestimmungen wird be
merkt: 

Zu Art. I Z.1: 

im Ausland für bestimmte Tätigkeiten ausländi
sches Personal einzustellen. Für ein solches 
Dienstverhältnis ist, sofern nichts anderes ver
einbart ist, das Recht des Empfangsstaates anzu
wenden. Bisher wurden Verträge nach dem Ver
tragsbedienstetengesetz 1948 abgeschlossen; da 
den Entlohnungsansätzen im Vertragsbedienste
tengesetz jedoch österreichische Einkommensver
hältnisse und nicht jene des betreffenden auslän
dischen Staates zugrunde liegen, ergaben .sich in 
der Praxis Schwierigkeiten. Durch eine Ausnahme 
dieser Bediensteten aus dem Anwendungsbereich 
des Vertragsbedienstetengesetzes wird es nun er
möglicht, daß mit solchen: Bediensteten Dienst
verträge nach dem Recht ihres Staates abgeschlos
sen werden können, die den· tatsächlichen Ent
lohnungsverhältnissen besser Rechnung tragen. 

Die angespannte Arbeitsmarktlage hat es not- Durch diese Neuregelung wird die Möglichkeit, 
wendig gemacht, bei österreichischen Dienststellen das Vertragsbedienstetengesetz 1948 im Einzel~ 
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faU als lex contractus heranzuziehen, in keiner Zu Art. I Z. 4: 
Weise beschränkt. § 9 Abs. 2 des Vertrags bediensteten gesetzes 

Aus der nunmehrigen Neuregelung des § i 1948 enthielt eine Verordnungsermächtigung für 
Abs. 3 lit. I ergibt sich im Zusammenhang mit die Bundesl'egierung, wonach diese bestimmen 
dem Wiener übereinkommen über diplomatische konnte, daß den Vertragsbediensteten bestimmter 
'Beziehungen, BGBl. Nr. 66/19?6, daß § 34 Abs. 4 Dienstzweige der Entlohnungsschemata I und II 
des Vertragsbedienstetengesetzes (vorzeitige Auf- eine Dienstzulage in der Höhe eines Vorrückungs
lösung des DieI}stverhältnisses im Fall des Ver- betrages zukommt, wenn dies im Hinblick auf 
lustes der Staatsbürgerschaft, wenn nicht von dem die Vorbildung und auf die Beanspruchung der 
Verlust die Nachsicht nach § 3 erteilt wurde) auf 'Vertragsbediensteten di~ser Dienstzweige und im 
sur pi ace-Kräfte nicht anwendbar ist. Hinblick auf die Bedeutung dieser Dienstzweige 

Zu Art. I Z. 2: 

Der bisherige erste Satz des § 3 Abs. 2 des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948, wonach das 
Erfordernis der österreichischeri Staatsbürger
schaft bei der Aufnahme von Personen entfällt, 
die an österreichischen Dienststellen im Ausland 
Dienst leisten, ist mit Riicksicht auf die Neu
regelung des Art. I Z. 1 entbehrlich und kann 
daher entfallen. . 

Bei den nachgeordneten Dienststellen vieler 
< Ressortbereiche besteht ein ständiger Mangel an 

Vertragsbediensteten der Entlohnungsgruppen e 
des Entlohnungsschemas I und p 5 und p 6 des 
Entlohnungsschemas II, insbesondere an Heizern 
und Reinigungspersonal, da inländische Arbeits
kräfte für diese Tätigkeiten kaum noch zu finden 
sind. Dadurch wird die Einstellung geeigneter aus
ländischer Staats:,mgehöriger zur zwingenden 
Notwendigkeit. Das Verfahren zur Nachsicht
erteilung gemäß § 3 Abs. 2 Z. 1 des Vertrags
bedienstetengesetzes 1948 bietet jedoch nicht die 
Möglichkeit einer generellen Zustimmung. Die 
Abhandlung des Einzelfalles nimmt daher in der 
Praxis einen längeren Zeitraum in Anspruch, so
daß der ausländische Anstellungswerber in der 
Zwischenzeit erfahrungsgemäß eine andere Be
schäftigung findet und an einer Einstellung als 
Vertragsbediensteter nicht mehr interessiert ist. 
Zwecks Verkürzung dieses Zeitraumes wird für 
die erwähnten Entlohnungsgruppen auf die Her
stellung des Einvernehmens mit dem Bundes
kanzleramt zu verzichten sein. 

Dieses Einvernehmen ist jedoch dann herzu
stellen, wenn diese Bediensteten in eine Entloh
nungsgruppe überstellt werden, die in diesem 
Absatz nicht. angeführt ist. 

Zu Art. I Z. 3: 

Die taxative Aufzählung der Zulagen wurde 
- den im Art. I Z. 6 und 11 bis 14 enthaltenen 
Neuregelungen entsprechend - um die .;,Pflege
dienstzulage", die _"Pflegedienst-Chargenzulage" 

. und die "Erzieherzulage" erweitert. Ferper wurde 
die' durch die 20. Vertragsbedi~ns~etengesetz
Novelle geschaffene Heeresdienstzulage (§ 52 a 
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948) in die 
Aufzählung eingefügt. 

geboten erschien, Eine solche Dienstzulage durfte 
jedoch nicht zuerkannt werden, wenn dem öffent
lich-rechtlichen Bediensteten des vergleichbaren 
Dienstzweiges keine Dienstzulage gebührte. -
Von dieser Verordnungsermächtigung wurde bis
her nicht Gebrauch. gemacht. Da durch die 
24. Gehaltsgesetz-Novelle die dem § 9 Abs. 2 ent
sprechende Verordnungsermächtigung für die Be
amten im § 30 des Gehaltsgesetzes 1956 entfallen 
ist, ist auch § 9 Abs. 2 überholt. 

Zu Art. I Z. 5 und 6: 

Durch die im Entwurf vorliegende 26. Gehalts
gesetz-Novelle wird für Beamte im Sinne des 
Krankenpflegegesetzes und im Sinne des Hebam
mengesetzes eine Pflegedienstzulage und eine 
Pflegedienst-Chargenzulage eingeführt. Diese 
Neuregelung wird nun auch auf vergleichbare 
Vertragsbedienstete angewendet. 

Zu Art. I Z. 7 und 8: 

Hier wird - entsprechend der Neuregelung im 
Entwurf einer 26. Gehaltsgesetz-Novelle - die 
Möglichkeit einer Halbanrechnung von Karenz
urlaubszeiten für die Vorrückung in höhere Be
züge bzw. die Möglichkeit einer Berücksichtigung 
solcher Zeiten im halben Ausmaß für die Er
mittlung des Vorrückungsstichtages geschaffen. 

Zu Art. I Z. 9: 

Gemäß § 1 Abs. 3 lit. e des Vertragsbedien
stetenges;:!tzes 1948 sind Personen vom Anwen
dungsbereich des Vertragsbedienstetengesetzes 
1948 ausgeschlossen, die .eine Beschäftigung im 
Ausmaß von weniger als einem Drittel der für 
die Vollbeschäftigung vorgeschriebenen Wochen
dienstleistung aufweisen. Diese Bestimmung ist 
vor allem auf jene Personen abgestellt, die im 
Falle einer höheren Wöchendienstleistung als 
Vertragsbedienstete der Entlohnungsschemata I 
oder II anzusehen wären; für Lehrer ist die Aus
schlußbestimmung hingegen nicht sinnvol1, da für 
sie im Ausschlußfalle keine andere .Rechtsvor
schrift in Betracht käme, die auf die speziellen 
Bedürfnisse der Vertragslehrer abgestellt ist. Die 
Neuregelung sieht daher vor, diese Ausschluß
bestimmung auf die Vertragslehrer nicht anzu
wenden. 
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Zu Art. I Z.10: 

Hier wird dem Umstand Rechnung getragen, 
daß der Name der Bundesfachschule für Technik 
nunmehr auf "Höhere technische Bundeslehr
anstalt und Bundes-Handelsschule Wien V" ge
ändert wurde. 

Zu Art. I Z. Ü bis 14: 

Im Entwurf einer 26. Gehaltsgesetz-Novelle 
wird die bisher im § 60 Abs. 4 bis 7 des Ge
haltsgesetzes 1956 -für Erzieher vorgesehene 
Dienstzulage analog der ebenfalls im Gehalts
gesetz 1956 vorgesehenen Exekutivdienstzulage 
behandelt, da! sie für die beamteten Lehrer die 
Grundlage für eine Zulage zum Ruhegenuß und 
zum Versorgungsgenuß bilden soll. Hiefür ist 
eine entsprechende Änderung des § 12 des Pen
sionsgesetzes 1965 erforderlich. Da diese Dienst
zulage dort namentlich angeführt werden muß, 
ist es erforderlich, daß sie sich schon vom Na
men her von den übrigen Dienstzulagen unter
scheidet. Sie wurde daher als "Erzieherzulage" 
bezeichnet, aus dem bisherigen § 60 des Gehalts
gesetzes 1956 herausgenommen und in einem ge
sonderten § .60 ades' Gehaltsgesetzes 1956 ge
regelt. 

Da diese Zulage auch für Vertragslehrer im 
Vertragsbedienstetengesetz 1948. vorgesehen ist, 
muß sie analog zum Gehaltsgesetz 1956 in ihrer 
Bezeichnung geändert werden. Die Z. 11 bis 14 
des Art. I tragen diesem Erfordernis Rechnung. 

Zu Art. I Z. 15: 

§ 35 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
wurde .durch die 20. Ven:ragsbedienstetengesetz
Novelle neu gefaßt. Die im § 49 Abs. 1 enthal
tene Zitierung muß daher entsprechend ange
paßt werden. 

Zu Art. I Z. 16: 

Nach dieser Regelung sind die neuen Bestim
mungen des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung 
des' Entwurfes einer 26. Gehaltsgesetz-Novelle 
über die Pflegedienstzulage und die Pflegedienst
Chargenzulage auch auf Vertragsbedienstete, die 
gemäß § 11 des Wehrgesetzes zur Ausübung einer 
Unteroffiziersfunktion herangezogen werden, an
zuwenden, wenn sie eine Ausbildung und Ver
wendung aufweisen, die der in den §§ 30 bund 
30 c des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des 
Entwurfes der 26. Gehaltsgesetz-Novelle gefor
derten Ausbildung und Verwendung entspricht. 

Zu Art. 11: 

Diese übergangsbestimmung soll verhindern, 
daß durch die Neuregelung des § 1 Abs. 3 lit. I, 
wonach die sogenannten "sut place-Kräfte" von 
der Anwendung des Vertragsbedienstetengesetzes 
1948 ausgenommen werden, bestehende Dienst
verträge ex lege erlöschen. 

Zu Art. III: 

Die Neuregelung des § 26 Abs. 4 Z. 2 des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 durch Art. I 
Z. 7 macht eine übergangsbestimmung für jene 
Vertragsbediensteten nötig, die sich zum Zeit
pUilkt des Inkrafttretens dieser Bestimmung be
reits im gegenwärtigen Dienstverhältnis befinden 
und für die daher der Vorrückungsstichtag unter 
Ausschluß von Karenzurlaubszeiten in früheren 
Dienstverhältnissen zu inländischen Gebietskör
perschaften ermittelt wurde. Art. II Abs. 1 sieht 
für diesen Fall .die Möglichkeit einer Antrag-' 
stellung des von der Neuregelung betroffenen 
Vertragsbediensteten und einer Stichtagverbesse
rung vor; Abs. 2 regelt die Auswirkung auf die 
beiugsrechtliche Stellung des Vertragsbedienste
ten. 

Diese Regelung ist auf Vertragsbedienstete, mit 
denen gemäß § 36 des Vertragsbediensteten
gesetzes 1948 ein Sondervertrag abgeschlossen 
wurde, nicht anzuwenden. Inwieweit für sie den
noch eine entsprechende Besserstellung in Betracht 
kommt, hängt von allfä11igen so"ndervertrag-
lichen Vereinbarungen ab. I 

Zu Art. IV: 

Dieser Artikel entspricht dem Art. II der 
20. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle, der für 
die im Text des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
angeführten Bezugsansätze ein etappenweises In
krafttreten vorsieht, wie es dem am 2. Septem
ber 1971 zwischen dem Verhandlungskomitee der 
Gebietskörperschaften und dem Verhandlungs
ausschuß der vier Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes abgeschlossenen Gehaltsabkommen ent
spricht. Art. IV bezieht sich auf die im vorlie
genden Entwurf angeführten Bezugsansätze. 

Zu Art. V: 

Dieser Artikel regelt das· Inkrafttreten der 
einzelnen Bestimmungen dieses Entwurfes und 
enthält die Vollziehungsklausel. Abs. 2 enthält 
eine Sonderregelung, weil die Pflegedienstzulage, 
die Pflegedienst-Chargenzulage und die: Heeres
dienstzulage mit Wirkung vom 1. Jänner 1972 
eingeführt wurden bzw. werden; Die Aufzählung 
des § 8 a Abs. 1 des Vertragsbedienstetengesetzes 
1948 enthält nämlich auch die Erzieherzulage, 
die erst mit Wirksamkeit vom 1. Dezember 1972 
geschaffen wird. Jen~ Bestimmungen des Entwur
fes, die im Art. V Abs. 1 nicht angeführt sind, 
treten mit ihrem gesetzlichen Wirksamkeits
beginn, nämlich dem auf den Tag der VefIaut
barung dieser Rechtsvorschrift im Bundesgesetz
blatt folgenden Tag, in Kraft. 

Finanzieller Mehraufwand: 
Die Mehrkosten der in diesem Entwurf ent

haltenen Neuregelungen wurden bereits in der 
entsprechenden Aufstellung zum Entwurf emer 
26. Gehaltsgesetz-Novelle berücksichtigt. 
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